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ORDNUNGSPOLITIK   KERNAUSSAGEN 
Welche Reformen Deutschland jetzt braucht!  
Dr. Susanne Cassel und Dr. Tobias Thomas 

 

Politikanalyse: 
 

• Gesamtwirtschaftlich geht es Deutsch-
land aktuell so gut wie noch nie: Die 
Wirtschaft wächst und die Beschäftigung 
befindet sich auf einem Allzeithoch. 

• In der laufenden Legislaturperiode sind 
Strukturreformen zur Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit weitgehend aus-
geblieben; einige sinnvolle Maßnahmen 
wurden sogar zurückgedreht. 

• Der demographische Wandel, die Zu-
wanderung und geopolitische Risiken 
stellen Herausforderungen für die Wett-
bewerbs- und Zukunftsfähigkeit dar. 

Politikempfehlung: 
• Sinnvolle Reformschritte der Vergangen-

heit nicht zurückdrehen.  
• Staatsverschuldung konsequent abbauen, 

Renteneintrittsalter automatisch an die 
fernere Lebenserwartung anpassen und 
Mehrbelastung der Haushalte durch kal-
te Progression beenden.  

• Mehr Chancengerechtigkeit durch ein 
besseres Bildungssystem erreichen.  

 

 

Deutschland steht im Jahr der Bundestags-
wahl gut da. Die Wirtschaft wächst und die 
Beschäftigung befindet sich auf einem All-
zeithoch. Allerdings sind in der laufenden 
Legislaturperiode Strukturreformen zur 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit weit-
gehend ausgeblieben. Im Gegenteil: viele 
der umgesetzten Maßnahmen wie Mindest-
lohn, Mütterrente, Rente mit 63 und Miet-
preisbremse zeigen in die falsche Richtung. 
Angesichts des demographischen Wandels 
oder der Herausforderungen durch die 
Zuwanderung wäre es gerade in der aktuell 
guten wirtschaftlichen Lage notwendig, Re-
formen umzusetzen, die die Wettbewerbs-
fähigkeit stärken und die Zukunftsfähigkeit 
nachhaltig sichern. Dazu zählen u.a. der 
Abbau der Staatsverschuldung, eine Steuer-
reform, welche die stetige  Mehrbelastung 
der Haushalte durch die kalte Progression 
beendet, und eine Kopplung des gesetzli-
chen Renteneintrittsalters an die fernere 
Lebenserwartung. Zudem muss mit einer 
besseren Bildungspolitik endlich mehr 
Chancengerechtigkeit erreicht werden.  
 

Gesamtwirtschaftlich geht es Deutschland 
aktuell so gut wie nie: das Wirtschafts-
wachstum liegt sowohl in Deutschland wie 
im Euro-Raum über dem Potenzialwachs-
tum. Deutschland befindet sich in einer Si-
tuation der Überauslastung, in der Bauwirt-
schaft zeigen sich sogar Überhitzungsten-
denzen. Die Zahl der Arbeitslosen hat sich 
seit dem Jahr 2005 halbiert und liegt mit 
weniger als 2,5 Millionen Personen auf ei-
nem langjährigen Tiefstand. Mehr als 44 
Millionen Menschen sind erwerbstätig und 
auch die Zahl der sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten steigt kontinuierlich. Die 
gesamtstaatliche Schuldenquote nähert sich 
nach wesentlich höherem Stand wieder der 
im Maastricht-Vertrag vorgesehenen Gren-
ze von 60 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts an. Entgegen dem in der öffentlichen 
Diskussion vielfach vermittelten Eindruck 
ist die Ungleichheit der Nettoeinkommen 
seit 2005 weitgehend konstant geblieben. 
Insbesondere die einkommensschwächeren 
Haushalte werden mit einem hohen Maß 
 
 

 

an Umverteilung unterstützt. Im Bereich 
der Vermögen relativiert sich die konsta-
tierte Ungleichheit deutlich, wenn man be-
stehende Rentenanwartschaften mitberück-
sichtigt, die einen erheblichen vermögens-
ähnlichen Anspruch darstellen. Ernsthafter 
Handlungsbedarf besteht daher weder bei 
der Einkommens- noch der Vermögensver-
teilung. Vielmehr sollte der Fokus endlich 
auf mehr Chancengerechtigkeit gelegt wer-
den. So hängt in Deutschland der Bildungs-
erfolg von Kindern nach wie vor sehr stark 
von ihrer sozialen Herkunft ab. 
 

Mit der Rente mit 63 und der Mütterrente 
hat die Bundesregierung in dieser Legisla-
turperiode eine rentenpolitische Rolle 
rückwärts gemacht. Zusammen mit den 
sich abzeichnenden Wahlversprechen z. B. 
eines höheren Rentenniveaus, einer weite-
ren Mütterrente oder eines geringeren 
Renteneintrittsalters gerät die langfristige 
Finanzierung des Rentenversicherungssys-
tems zunehmend unter Druck. Dies zeigt 
sich insbesondere, wenn man über das Jahr 
2030 hinausblickt. So würde die Rückkehr 
zu einem Renteneintrittsalter von 65 Jahren 
dazu führen, dass der Beitragssatz von heu-
te 18,7 Prozent bis 2080 auf ca. 25 Prozent 
steigt, das Rentenniveau auf 40 Prozent 
sinkt und der Bundeszuschuss zur Rente  
auf knapp 5 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts steigen würde. Eine Erhöhung des 
Renteneintrittsalters auf z.B. 69 Jahre hätte 
hingegen entsprechend gegenläufige Effekte. 
Um das Rentenversicherungssystem lang-
fristig demographiefest zu machen, sollte 
das Eintrittsalter gesetzlich an die fernere 
Lebenserwartung gekoppelt werden.  
 

Steuerpolitisch war die aktuelle Legislatur-
periode von Stillstand geprägt. Es gab zwar 
keine Steuererhöhungen, es sind aber auch 
keine Steuerstrukturreformen angegangen 
worden. Im Bereich der Unternehmensbe-
steuerung hat insbesondere die mangelnde 
Finanzierungsneutralität zwischen Eigen- 
und Fremdkapital wachstumshemmende 
Effekte. Die steuerlich diskriminierte Betei-
ligungsfinanzierung wirkt sich vor allem für 
junge Unternehmen negativ aus, da ihnen 
dadurch Eigenkapital fehlt. Durch eine 
Zinsbereinigung des Grundkapitals könnten 
Wachstumsimpulse für Unternehmen ge-
schaffen und ihre internationale Wettbe-
werbsfähigkeit gestärkt werden. Um die 
steuerlichen Mehrbelastungen durch die 
kalte Progression zu beenden, bietet sich 
wie bei der gesetzlichen Kopplung des Ren-
teneintrittsalters an die Lebenserwartung 
eine automatische Anpassung an: Der ge-
samte Steuertarif sollte an die Inflationsrate 
gekoppelt werden (Tarif auf Rädern).  

 

Angesichts der sehr guten gesamtwirt-
schaftlichen Lage in Deutschland ist es poli-
tisch derzeit schwierig, Reformen umzuset-
zen. Denn die Erfahrung zeigt, dass politi-
scher Wille für grundlegende Strukturre-
formen in der Regel nur in Krisenzeiten 
vorhanden ist. Zudem wecken die hohen 
Steuereinnahmen zunehmend Begehrlich-
keiten von vielen Seiten und gerade in 
Wahlkampfzeiten fällt es der Politik 
schwer, diese zurückzuweisen. Anstatt Re-
formen weiter zurückzudrehen, sollte die 
kommende Bunderegierung die Wettbe-
werbsfähigkeit Deutschlands wieder stär-
ken und die Zukunftsfähigkeit sichern. Ein 
konsequenter Abbau der Staatsverschul-
dung, die Beendigung der Mehrbelastung 
der Haushalte durch die kalte Progression 
und die Kopplung des gesetzlichen Renten-
eintrittsalters an die fernere Lebenserwar-
tung sind wichtige Schritte dafür. Zudem 
muss mit einer besseren Bildungspolitik 
endlich für mehr Chancengerechtigkeit ge-
sorgt werden. 
 
 

 
 
 
 
 
 

 

Helfen Sie mit! 
Um den ECONWATCH-Policy Brief an-
bieten zu können, in dem Sie verständli-
che und wissenschaftlich fundierte Infor-
mationen über wirtschaftspolitische Zu-
sammenhänge und Reformmöglichkeiten 
erhalten, ist ECONWATCH als gemein-
nützige und unabhängige Organisation auf 
Mitgliedsbeiträge und Spenden angewie-
sen. Informationen hierzu erhalten Sie auf: 
www.econwatch.org 

Dieser Policy Brief entstand auf Grundla-
ge des ECONWATCH-Meetings „Wett-
bewerbs- und Zukunftsfähigkeit sichern – 
Welche Reformen Deutschland braucht“ 
mit Prof. Dr. Lars P. Feld (Walter Eucken-
Institut und Sachverständigenrat) am 
Deutschen Institut für Wirtschaftsfor-
schung Berlin. 
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